
Die Gemeinde /\yinCj 
erläßt aufgrund des § 10 in Verbindung mit den §§ 1, 2, 3, 8 und 9 des Baugesetzbuches -ßauGß-, des Art. 91 d a Bayerischen 
Bauordnung -BayßO- und des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern - G O - diesen Bebauungsplan als 
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Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Innerhalb dieses Geltungsbereiches 
wird der 'Bebauungsplan Nr. 4 i. d. F. der 1. Änderung, der Gemeinde Aying, ersetzt. 

Mischgebiet gemäß §9 BauGB und §6 ßauNVO. Es sind nur Wohngebäude und 'nicht wesentlich 
störende' Gewerbebetriebe gemäß BauNVO §6 Abs. 2 zulässig. 

Mischgebiet gemäß §9 BauGB und §6 BauNVO. Es sind nur 'nicht wesentlich störende' Gewerbe­
betriebe gemäß BauNVO §6 Abs. 2 zulässig. Wohnungen sind nur im 2. Obergeschoß des 
Bauraumes mit der Nummer 2 zulässig. 

ßaulinie 

ßaugrenze 

Grundfläche in m2, z.B. 300 m2 

Pro Doppelhaushälfte darf maximal die Hälfte der zulässigen Grundfläche überbaut werden. 
Für das Grundstück mit der Bauraumnummer ( T ) und ( T ) darf die zulässige Grundfläche für Stell­
plätze mit ihren Zufahrten bis zu einer Grundflachenzahl von 0,8 überschritten werden. 

Grundfläche für erdgeschoßige, seitlich nicht umschlossene, Überdachung in m2, z.B. 250 m2 

Geschoßfläche in m2, z.B. 260 m2 

Pro Doppelhaushälfte darf maximal die Hälfte der zulässigen Geschossfläche überbaut werden. 

Wandhöhe in Meiern, z.B. 5,95 m. Die maximale Wandhöhe, z.ß: 5,95 m, wird gemessen ab Oberkante 
Rohdecke über Kellereschoß. Die Höhe der Oberkante Rohdecke über Kellergeschoß darf im Mittel 
max. 0,15 m über OK der dazugehörigen Erschließungsstraße sein. 

Satteldach, zulässige Dachneigung z.B: 22 Grad 

vorgeschriebene Firstrichtung 

Flächen für seillich nicht umschlossene, erdgeschoßige Überdachung. Wandhöhe max. 3,15 m, gemessen 
ab Oberkante Rohdecke über Kellergeschoß der angrenzenden Hauptgebäude. 

Flächen für Garagen 

Flächen für Tiefgarage 

Flächen für Tiefgaragenabfahrt. Die Tiefgaragenabfahrt ist vollständig zu überdachen und einzuhausen. 

Flächen für Stellplätze 

Fläche für Müllsammelbehälter 

Maßzahl in Metern, z.B. 9,00 m 

Kurvenradius in Metern, z.B. 6,00 m 

öffentliche Verkehrsflächen 

öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung [verkehrsberuhigter Bereich] 

Straßenbegleitgrün 

öffentliche Grünfläche 

Straßenbegrenzungslinie 

Transformatoren-Station 

Gebäudeseiten, an denen mit einer erhöhten gewerblichen Geräuschbelastung für Wohnräume zu 
rechnen ist. Es wird auf B 5 hingewiesen. 

Gebäudeseiten, an denen mit einer erhöhten Verkehrsgeräuschbelastung für Wohnräume zu rechnen ist. 
Es wird auf B 5 hingewiesen. 

Wände von Garagen bzw. überdachten Stellplätzen als Schallschutzmaßnahme. Sie sind auch bei 
Nichterhebung der Garagen bzw. überdachten Stelplätzen, geschlossen, ohne Unterbrechung, 
von Wohngebäude zu Wohngebäude, mit einer Wandhöhe von mindestens 2,50 m über 
Geländeniveau und mit einem Flächengewichl von mindestens 15 kg/m2, auszuführen. 

Sichtschutzwand, geschlossen, Höhe 1,80 m (gegen Blendwirkung aufgrund der gegenüberliegenden 
Tiefgaragenausfahrt] . Sie ist beidseitig mit Rankpflanzen (z.B: Hedera Helix, Lonicera Henry, Clematis 
o.äl oder Sträuchern zu bepflanzen. 
zu pflanzende Bäume Diese festgesetzten zu pflonzenden Bäume sind von der Lage her bindend. 
Geringfügige Abweichungen (bis zu 3,00 m) sind aufgrund gestalterischer oder funktioneller 
Erfordernisse zulässig. 
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Art der baulichen Nutzung 

Das Bauland wird nach § 6 BauNVO als Mischgebiet (MI) festgesetzt. (Nutzungsbeschränkung siehe Ziff. A2) und A3) 
Innerhalb der ßauräume mit der ßauraumnummer 3 und 4 sind nur Doppelhäuser zulässig. 
Innerhalb der ßauräume mit der Bauraumnummer 5 bis 8 sind nur Einzelhäuser zulässig. 

Innerhalb der Bauräume mit der Bauraumnummer 3 bis 8 sind pro Gebäude (Doppelhaushälfte oder Einzehaus] maximal 
1 Wohneinheit zulässig. 

Gestaltung 
Als Dachform für Haupt- und Nebengebäude (Garagen] sind nur symetrische Satteldächer mit Pfannendeckung, Farbe ziegelrot, 
zulässig. 

Dachgaupen und Quergiebel sind nicht zulässig. 
Abgrabungen und Abböschungen sind nur bis max. 10% des Gebäudeumfangs zulässig. 
Für die Gestaltung der Außenwände sind nicht zugelassen grellfarbige oder glänzende Materialien sowie kleinformatige Wand­
verkleidungen. 
Untergeordnete Bauteile wie Erker, ßalkone, Pergolen und Vordächer dürfen die Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 
1,50 m und einer Länge von maximal ein Drittel der Wandlänge überschreiten. 
Für Wintergärten ist eine Überschreitung der festgesetzten Geschoßfläche als auch der festgesetzten Grundfläche bis zu 10 m2 

zulässig. Sie dürfen die Baugrenzen bis zu einer maximalen Tiefe von 3,00 m überschreiten. Sie sind grundsätzlich nur erd­
geschoßig zulässig und sind als vollständig verglaste, feingliedrige Skelettkonstruktion auszuführen. 

Garagen und Stellplätze 
Die Anzahl der erforderlichen Stellplätze richtet sich nach der Stelplatzsatzung der Gemeinde Aying vom 08. Juli 1999. 
Oberirdische Stellplätze sind bei Einhaltung der festgesetzten Grundfläche auch außerhalb der hierfür festgesetzten Flächen 

zulässig. 
Soweit Garagen an einer seitlichen Grundstücksgrenze im Zusammenhang errichtet werden, sind sie in Höhe, Dachform und 
Materialwahl einheitlich zu gestalten. Die zulässige Dachneigung für Garagen und Nebengebäude beträgt 18 - 22 . 

Grünordnung, Einfriedung: 
Nicht überbaute Flächen sind nach Art. 5 BayßO, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden, ent­
sprechend den Festsetzungen zu begrünen und mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. , 

Bäume: Pflanzdichte: 1 Baum je 200 m2 Grundstücksfläche 
Zulässig sind heimische Arten (auch Obstbäume als Halbstamm oder Hochstamm], Stammumfang mind. 18/20 cm. 

Sträucher: Pflanzdichte: 6 Sträucher je 100 m2 Grundstücksfläche. 
Zulässig sind heimische Sträucher und ßlütensträucher. Pflanzgröße 80 bis 100 cm 

Anstelle von Sträuchern sind auch Obstbäume zulässig. 

Stellplätze, Garagenvorplätze und Garagenzufahrten sind mit wasserdurchlässigem Belag wie Rasenpflaster oder Schotterrasen 

herzustellen. 

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 1,20 m zulässig. Terrassentrennwände zwischen Doppelhäusern sind bis zu einer 
Höhe von 2,00 m und einer Tiefe von 4,00 m zulässig. Mauern als Einfriedungen sind unzulässig. 

Schallimmissionen 

An den Nordfassaden der Baukörper mit der Nr. 3, 4, und 5 sowie der Westfassade des Baukörpers Nr. 3 sind keine zu 

öffnenden Fenster von schulzbedürftigen Aufenlhallsräumen von Wohnungen im Sinne der DIN 4109 zulässig. Dies ist durch 

eine geeignete Grundrissorientierung sicherzustellen. 

An den mit Planzeichen ' G ' gekennzeichneten Gebäudeseiten müssen die Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthaltsräume 
von Wohnungen nach den Kriterien der DIN 4109, Tab. 8, ein gesamlbeschreibendes, resultierendes Schalldämm-Maß 
R'w,res ^ 3 5 dB einhalten. 

Für die Fassaden schutzbedürftiger Aufenthaltsräume von Wohnungen, die an den mit Planzeichen 'S ' gekennzeichneten Bau­
grenzen zu liegen kommen, ist der Nachweis nach der VDI-Richllinie 2719 zu führen, daß durch den von Außen eindringenden 
Verkehrslärm Innen ein Mittelungspegel von 3 5 / 3 0 dB(A) tags/nachts und ein mittlerer Maximalpegel von 4 5 / 4 0 dB(A) 
nicht überschritten wird. 



5.4 An den mit Planzeichen 'S' gekennzeichneten Gebäudeseiten sind keine Fensteröffnungen von Schlaf- und Kinderzimmer vor­

zusehen, sofern diese Räume nicht über eine weitere, geräuschabgewandte Fensteröffnung verfügen. Dies ist durch geeignete 

Grundrißorientierung der Wohnungen zu gewährleisten. Ausnahmen können zugelassen werden, wenn bei den jeweiligen Schlaf-

und Kinderzimmern für eine ausreichende Belüftung über vorgebaute Wintergärten oder schallgedämmte Belüftunseinrichtungen 

gesorgt wird. Die Wintergärten müssen versetzt angeordnete innere und äußere Fensterflügel, sowie eine schalabsorbierende 

Deckenverkleidung aufweisen. Beide Einrichtungen dürfen die Schalldämmung der Gebäudeaußenhaut nicht mindern. 

6 Frühere Bebauungspläne 

Dieser Bebauungsplan ersetzt innerhalb seines räumlichen Geltungsbereiches den 'Bebauungsplan Aying Nr. 9 Am Bahnhof 

i.d. F. der 1. Änderung' 
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Bauraumnummer, z.B. 1 

bestehende Grundstücksgrenzen 

aufzuhebende Grundstücksgrenzen 

vorgeschlagene Grundstücksteilung (unverbindlich) 

bestehende Gebäude 

vorgeschlagene Gebäudestellung 

Flurstücksnummer 

Eigentümerweg (öffentlich gewidmet) 

Fußweg 

öffentlicher Kinderspielplatz (für Kinder bis 6 Jahre und 6-12 Jahre) außerhalb des Geltungsbereiches. 

Sondierungspunkt zur Altlastenuntersuchung 

vorgeschlagene Baumpflanzung. Bäume an einer gemeinsamen Grundstücksgrenze sind gemeinsam zu 
pflanzen und zu unterhalten. 

Gewerbegebiet gemäß §9 BauGB und §8 BauNVO außerhalb des Geltungsbereiches. 
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Wasserversorgung 

Sämtliche Bauvorhaben müssen vor Fertigstelung an die zentrale Wasserversorgungsanlage der Gemeinde angeschlossen sein. 

Abwasser und Togwosser 

Die Grundstücksentwässerungsanlagen müssen nach den anerkannten Regeln der Technik (DM 1986 ffl erstellt werden. 

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen befestigten Flächen (auch Verkehrsflächenl ist zu versickern. 

Über die Zulässigkeit von geplanten Entwässerungseinrichtungen muß entweder in einem Wasserrechtsverfahren nach Art. 17 

BayWG entschieden werden oder die Zulässigkeit ergibt sich aus Art. 33 BayWG, d.h. bei Einhaltung der Anwendungsvoraus-

setzungen und Anforderungen der 'Niederschlagswasser-Freistellungsverordnung (NWFreiV)' vom 01.02.2000 zum schadbsen 

Versickern von Niederschlagswasser sowie der zugehörigen 'Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem 

Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW)' ist die Versickerung von einer wasserrechtlichen Genehmigung befreit. 

Als Anwendungsvoraussetzungen bzw. Technische Regeln für die NWFreiV gelten insbesondere: 

- Primär flächenhafte Versickerung über bewachsenen Oberboden, - Niederschlagswasser darf nicht mit Abwasser 

oder wassergefährdenden Stoffen vermischt bzw. durch sonstigen Gebrauch nachteilig verändert sein, - keine kupfer­

zink-, und bleigedecklen Dachflächen über 50 m2 Größe, - kein Durchstoßen grundwasserschülzender Deckschichten, 

- Die Sohle der Versickerungsanlage darf nicht tiefer als 5 m unter natürlichem Gelände liegen. 

Die Sickeranlagen sind nach dem Arbeitsblatt ATV-DVWK-A138 vom 01.01.2003 zu bemessen und zu errichten. 
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Abfallbeseitigung 

Müllsammelbehälter sind straßennah anzuordnen. 

Bodendenkmäler 

Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen, unterlegen nach Art. 8 DSchG der Meldepflicht 

und müssen dem Bayer. Landesamt für Denkmalpflege unverzüglich bekanntgemocht werden. 

Schal Immissionen 

Im Nahbereich der Bahnlinie ist bei Zugvorbeifahrten mit Erschütterungs- und Sekundärluftschallmmissionen zu rechnen. Bei e r 

schüllerungsempfindlichen Gewerbenutzungen ist auf diese Immissionen besonders zu achten und vorab die Situation abzuklären. 

Altlasten 

Im Umgriff der Sondierungspunkte RKS 5a unterliegen Böden nach dem Aushub dem Abfallrecht. Sie müssen separiert, aufgehaldet 

und auf die Parameter nach LAGA Mitteilung 20, Tabelen 11.1.2-2 und 11.12-3 beprobt werden. Die Arbeiten einschließlich des 

Erdaushubs sind unter gutachterlicher Begleitung vorzunehmen. Die Entsorgung des Materials hat gemäß den Ergebnissen der 

Deklarationsanalyse zu erfogen. Sollten beim Aushub in anderen Bereichen des Plangebietes bislang nicht bekannte, organoleptisch 

auffällige Böden angetroffen werden, sind die Arbeiten sofort einzustelen. Das Landratsami München ist unverzüglich 

zu informieren. Die Forlsetzung der Arbeiten ist nur unter gutachterlicher Begleitung zulässig. 

Sonstige Hinweise 

Jedem Bauantrag und jeder Bauanzeige ist ein Baumbestands- und Freiflächengestaltungsplan beizufügen. 

D) VERFAHRENSVERMERKE 

Gemeinde Aying am 07.05.2003 

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung wurde gemäß §3 Abs. 2 BouGB auf dJe„Qouer eines Monats in der Zeit 

vom 28.02.2003 bis einschließlich 04.04.2003 

im Rathaus der Gemeinde Aying, Kirchgasse 4, 85653/wig , 'gfwjficffiuSaelegt. / / 

,'/.-.'\ .-•%.-;••'' ,••* Johann Eichler 

• t - ^ \~£/Erster Bürgermeister 

2. Die Gemeinde Aying hat mit Beschluß des Gemeinderates vom 08.04.2003 den Bebjadungsplan mit Begründung gemäß 

§ 10 BauGB als Satzung bescNossen. 

Gemeinde Aying am 07.05.2003 
/ . Johann Eichler 

v V , » Erster Bürgermeister 

Der Bebauungsplan wurde am 09.05.2003 bekanntgemacht. 

Der Bebauungsplan mit Begründung ist damit nach § 10 Absatz 3 BauGB rechtskräftig/^4orm ab sofort auf Dauer im Rathaus 

der Gemeinde Aying, Kirchgasse 4, 85653 Aying, eingesehen werden. 

Gemeinde Aying am 12.05.2003 

Johann Eichler 

Erster Bürgermeister 
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2. ÄNDERUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
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